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A. Einleitung
§ 32 ZollVG wurde mit dem Gesetz zur Änderung des ZollVG 
vom 10.3.20172 umfangreich geändert. § 32 ZollVG ist über­
schrieben mit „Nichtverfolgung von Steuerstraftaten und 
Steuerordnungswidrigkeiten; Zollzuschlag“. Die Vorschrift des 
§ 32 ZollVG typisiert bestimmte Bagatellverfehlungen, für die 
im Strafverfahren eine Ausnahme vom Legalitätsprinzip und 
im Bußgeldverfahren eine Ausnutzung des Opportunitäts­
prinzips zugunsten des Täters geringfügiger Verfehlungen im 
grenzüberschreitenden Warenverkehr gelten soll.3 Nach dem 
das Strafverfahren beherrschenden Legalitätsprinzip gem. 
§ 152 Abs. 2 StPO, das über § 385 AO grundsätzlich auch im 
Steuerstrafverfahren Anwendung findet, sind die Zollbehör­
den nicht nur berechtigt, sondern auch verpflichtet, bei zurei­
chenden tatsächlichen Anhaltspunkten gegen jede abgaben­
rechtliche Verfehlung vorzugehen und sie ggf. strafrechtlich 
zu verfolgen. Die Möglichkeit der Einstellung wegen Gering­
fügigkeit nach § 153 StPO bzw. § 398 AO stellt insofern keine 
wirkliche Erleichterung dar, da erst nach Einleitung des Ver­
fahrens das dann zuständige HZA, welches gem. § 399 AO bei 
Steuerstraftaten die Rechte und Pflichten der Staatsanwalt­
schaften wahrnimmt, zur Einstellung befugt ist. 
Hier trifft § 32 ZollVG für die regelmäßig mit geringem Un­
rechtsgehalt einhergehenden Verstöße eine praktische und 
rechtsstaatlich akzeptable Lösung. Der Wortlaut stellt klar, 
dass bei Vorliegen der gesetzlichen Tatbestandsmerkmale für 
eine Ermessensentscheidung der Behörde kein Raum bleibt.4 
Insofern errichtet das sog. Schmuggelprivileg ein echtes Ver­
fahrenshindernis der förmlichen Weiterverfolgung von Steu­
erstraften und Steuerordnungswidrigkeiten.5 
Die Bedeutung des § 32 ZollVG war bislang nicht zu unterschät­
zen, da ein großer Anwendungsbereich dieser Vorschrift die 
Einfuhr abgabenpflichtiger Waren im Reiseverkehr über Flug­
häfen durch Reisende gewesen ist, die den sog. „grünen Kanal“ 
für konkludente Zollanmeldungen genutzt haben.6 Ziel dieser 
Vorschrift war insofern, immer „massenhaft vorkommende 
Fälle der Kleinkriminalität aus dem Bereich des Strafrechts 
herauszunehmen“.7 Der Kleinschmuggel von verbrauchsteuer­
pflichtigen Waren aus anderen Mitgliedstaaten nach oder 
über Deutschland wurde bislang von § 32 ZollVG a. F. nicht er­
fasst.8 Gleiches gilt für Zuwiderhandlungen im Postverkehr, 
welcher durch den Versandhandel immer mehr zunimmt.9 

Mit der Neufassung des § 32 ZollVG durch das Gesetz zur 
Änderung des ZollVG wird § 32 ZollVG mit Wirkung vom 

 

2)	 BGBl. I 2017, 425, vgl. Weerth, Vollständige Geltung des Unionszollkodex – 
Modernisierung des ZollVG im Jahr 2017, ZfZ 2017, 5

3)	 Voß in Franzen/Gast/Joecks, Steuerstrafrecht, 6. Aufl. 2005, § 32 ZollVG Rz. 4
4)	 Voß in Franzen/Gast/Joecks, Steuerstrafrecht, 6. Aufl. 2005, § 32 ZollVG Rz. 4
5)	 Jäger in Joecks/Jäger/Randt, Steuerstrafrecht, 8. Aufl. 2015, § 32 ZollVG, Rz. 1
6)	 Vgl. Jäger in Joecks/Jäger/Randt, Steuerstrafrecht, 8. Aufl. 2015, § 32 ZollVG, 

Rz. 5
7)	 Vgl. Bender, wistra 2001, 114 und Jäger in Joecks/Jäger/Randt, 

Steuerstrafrecht, 8. Aufl. 2015, § 32 ZollVG, Rz. 4
8)	 BT-Drs. 18/9987, 17
9)	 BT-Drs. 18/9987, 17

16.3.2017 deutlich verändert: Die Wertgrenze für verkürzte 
Abgaben zur Anwendung des Zollzuschlags erhöht sich auf 
250 € und die Einschränkung auf den Reiseverkehr entfällt. 
Insofern können seit 16.3.2017 deutlich mehr Bagatellfälle 
mit dem Zollzuschlag abgegolten werden und die Strafsa­
chenstellen werden von mehr Massefällen entlastet als bis­
her. Dieser Beitrag stellt die Neuregelung vor, bringt Anwen­
dungsbeispiele, zeigt Probleme auf und bewertet die 
Neuregelung.

B. �Steuerstraftaten und Steuerordnungs
widrigkeiten

Welche Zuwiderhandlungen werden erfasst? Steuerstraftaten 
sind nach der Legaldefinition des § 369 Abs. 1 AO alle Taten, 
die nach Steuergesetzen strafbar sind, der Bannbruch, die 
Wertzeichenfälschung und deren Vorbereitung, sofern die Tat 
Steuerzeichen betrifft, und die Begünstigung einer Person, die 
eine der eben genannten Taten begangen hat. Durch die Be­
zugnahme auf die nach Steuergesetzen strafbaren Handlun­
gen werden sowohl der Zoll- als auch der Verbrauchsteuerbe­
reich abgedeckt.

Steuerordnungswidrigkeiten sind nach § 377 AO alle nach  
den Steuergesetzen mit einer Geldbuße geahndeten Zuwider­
handlungen. Hierunter fallen auch alle im Rahmen des Zoll­
rechts begangenen Ordnungswidrigkeiten, da Zölle begrifflich 
zu den Steuern gehören (vgl. § 3 Abs. 1 Satz 2 AO).10 Natürlich 
zählen auch die Ordnungswidrigkeiten gegen das Verbrauch­
steuerrecht zu den hier genannten Steuerordnungswidrigkei­
ten.

Aus der Wendung „Steuerstraftaten und Steuerordnungs­
widrigkeiten [. . .] als solche“ ergibt sich, dass ein Verfolgungs­
hindernis bezüglich anderer mit einem Zoll- und Verbrauch­
steuervergehen in Tateinheit gem. § 52 StGB begangener 
Straftaten nicht besteht.11 Wenn demnach durch eine Tat,  
die nach § 32 ZollVG als Steuerstraftat nicht zu verfolgen ist, 
gleichzeitig nicht steuerliche Gesetze verletzt sind, so ist die 
Sache zur Verfolgung dieses Gesetzesverstoßes an die Staats­
anwaltschaft abzugeben. Bei Tatmehrheit (§ 53 StGB) ergibt 
sich die Möglichkeit der weiteren Verfolgung bereits unmit­
telbar aus allgemeinen strafrechtlichen Grundsätzen.12 Im Ge­
gensatz zur alten Rechtslage ist mit § 32 Abs. 1 ZollVG n. F. 
ausdrücklich die Steuerhinterziehung in Vortaten umfasst, 
weswegen die Anwendung des Schmuggelprivilegs auch auf 
die Steuerhehlerei nach § 374 AO vorgesehen ist.13

C. Grenzüberschreitender Warenverkehr
Was ist der grenzüberschreitende Warenverkehr? Grenzüber­
schreitend ist eine Handlung dann, wenn die (nationale) Gren­

10)	 So auch Möller/Retemeyer, Eine Reform des Schmuggelprivilegs, ZfZ 2017, 235 
(236)

11)	 Vgl. Möller/Retemeyer, Eine Reform des Schmuggelprivilegs, ZfZ 2017,  
235 (236)

12)	 Vgl. Möller/Retemeyer, Eine Reform des Schmuggelprivilegs, ZfZ 2017,  
235 (236)

13	 Vgl. Möller/Retemeyer, Eine Reform des Schmuggelprivilegs, ZfZ 2017,  
235 (237)
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ze des ZollVG im Hinblick auf das Betreten oder Verlassen 
der Bundesrepublik Deutschland überschritten wird. Dies 
folgt aus dem Anwendungsbereich des § 1 ZollVG. Nach der 
Neufassung von § 32 ZollVG ist keine wörtliche Bezugnahme 
auf den grenzüberschreitenden Warenverkehr mehr in § 32 
Abs. 1 ZollVG enthalten. Aus dem Wortlaut ergibt sich eine 
Hinterziehung von Ein- oder Ausfuhrabgaben sowie Ver­
brauchsteuern. Erstmals ist damit direkt die Verbrauchsteu­
erhinterziehung erwähnt. Viel mehr als nur der Reiseverkehr 
sind nun durch die Neufassung des § 32 Abs. 1 ZollVG alle 
grenzüberschreitenden Warenverkehre umfasst. Anwen­
dungsfälle sind damit auch Kontrollen des Zollamtes im 
Postverkehr und Kontrollen des Sachgebiets C im Verbrauch­
steuerbereich.

Unter Reiseverkehr wird der Warenverkehr bezeichnet, der 
im Rahmen einer Reise als üblich angesehen werden kann.14 
Allerdings ist der Begriff selbst gesetzlich nicht definiert. Im 
Gemeinschaftsrecht bzw. dem Unionsrecht werden statt­
dessen die Formulierungen „Waren im persönlichen Gepäck 
von Reisenden“ (Art. 45 ZollbefrVO) gewählt und das Tatbe­
standsmerkmal des Reisenden an anderer Stelle erläutert 
(vgl. Art. 1 Nr. 40 UZK-DA; für das Reisegepäck vgl. Art. 1 
Nr. 21 Buchst. b UZK-DA). Bei der näheren Bestimmung des­
sen, was zum Reiseverkehr gehört, sind diese Normen mit 
heranzuziehen.

Eine Reise ist der von einer Person vorgenommene Orts­
wechsel über die Grenze. Der Zweck der Reise ist grundsätz­
lich unerheblich; die der Durchführung der Reise zugrunde 
liegenden Motive bleiben außer Betracht.15 Allerdings soll 
zur Annahme einer Reise die Personenbewegung im Vorder­
grund stehen.16 Zum Reiseverkehr im zollrechtlichen Sinne 
kann daher über den Urlaubs- oder touristischen Verkehr hi­
naus auch der Berufsverkehr zu zählen sein. Entscheidend ist 
die Betrachtung des konkreten Falles im Hinblick auf die je­
weils mitgeführte Ware. Üblich i. S. d. genannten Definition 
können grundsätzlich alle Waren sein, sofern diese nach der 
allgemeinen Verkehrsanschauung im Rahmen einer Reise 
mitgenommen oder erworben werden. Unproblematisch ge­
hören hierzu die sog. Reiseutensilien, d. h. diejenigen Waren, 
die der Reisende aus Anlass der Reise mit sich führt, sowie 
die Reisemitbringsel, d. h. die bei der Durchführung einer Rei­
se erworbenen Gegenstände.17

Der Verkehr bleibt auch dann ein Reiseverkehr über die 
Grenze, wenn die Zollbehandlung nicht unmittelbar an der 
Grenze stattfindet, sondern z. B. auf einem im Innern des 
Zollgebiets gelegenen Bahnhof, Flugplatz oder in einem 
landeinwärts gelegenen Hafen. Gleichgültig ist auch, auf 
welchem Wege Reisemitbringsel in das Zollgebiet der Union 
gelangen.18

D. �Typische Anwendungsgebiete des  
§ 32 ZollVG (Schmuggelprivileg)

Typische Anwendungsgebiete des § 32 ZollVG sind neben 
dem Reiseverkehr auch der Postverkehr und die Falschanmel­
dungen von geringen Mengen verbrauchsteuerpflichtiger 
Waren. 

14)	 Kampf in Witte, 6. Aufl. 2013, Art. 38 ZK Rz. 7
15)	 Kampf in Witte, 6. Aufl. 2013, Art. 38 ZK Rz. 7; OLG Bayern v. 16.6.2003,  

4 St RR 23/2003, ZfZ 2003, 281
16)	 Kampf in Witte, 6. Aufl. 2013, Art. 38 ZK Rz. 7
17)	 Kampf in Witte, 6. Aufl. 2013, Art. 38 ZK Rz. 7
18)	 OLG Bayern v. 16.6.2003, 4 St RR 23/2003, ZfZ 2003, 282

Unter dem Unionszollrecht wird seit dem 1.5.2016 unter­
schieden in „Briefsendungen“ (Art. 1 Nr. 26 UZK-DA) und 
„Waren in Postsendungen“ (Art. 1 Nr. 24 UZK-DA). 
Briefsendungen sind kein Anwendungsbereich von § 32 
Abs. 1 ZollVG, da sie nach der Definition des Art. 1 Nr. 26 
UZK-DA „Briefe, Postkarten, Blindenpost und Drucksachen, 
die nicht einfuhr- oder ausfuhrabgabenpflichtig sind“ defini­
tionsgemäß eben nicht Gegenstand von Steuerhinterziehun­
gen sein können.
Die Bestimmung des Wertes nach § 32 Abs. 1 ZollVG ist an­
hand der tats. Einfuhrabgaben zu ermitteln. Sobald die 
Wertgrenze von 250 € Einfuhrabgaben überschritten ist, 
kann das vereinfachte Verfahren nach § 32 ZollVG nicht 
mehr angewendet werden und der Zollzuschlag kann nicht 
mehr angewendet werden. Diese Sachverhalte sind in das 
förmliche Strafverfahren bzw. Bußgeldverfahren zu über­
führen. Bei der Ermittlung der Wertgrenze von 250 € sind 
nach anderen Vorschriften gewährte Freimengen (z. B. sol­
che nach der ZollbefreiungsVO oder der Einfuhrfreimengen-
VO) abzuziehen. Diese stehen grundsätzlich auch einem 
Schmuggler zu, da das Zollrecht die Gewährung der Freimen­
gen regelmäßig nicht an die Erfüllung der zollrechtlichen 
Vorschriften knüpft.19 

Berechnungsbeispiel:

100 € Einfuhrabgaben sind hinterzogen worden,  
ein Zuschlag von 100 € darf erhoben werden.
Der maximale Zuschlag darf 250 € betragen, insofern 
beträgt die maximale (hinterzogene) Einfuhrabgaben­
summe 250 € + 250 € Zuschlag = 500 €.

Neben dem bisherigen Anwendungsbereich (Einfuhrabga­
ben – Zölle, EUSt und VSt – im Reiseverkehr durch die Sach­
gebiete C), ist der Zollzuschlag seit März 2017 anwendbar für 
den Postverkehr (Zuschlag durch die Zollämter), Kontrollen 
von Verbrauchsteuern durch das SG C (z. B. Tabaksteuern im 
Ameisenverkehr ohne deutsche Steuerzeichen, § 17 TabStG, 
oder Treibstoff in nicht zugelassenen Zusatztanks von Lkw 
sowie die normale Abgabenerhebung bei Steuerstraftaten 
(sowie versuchten Steuerstraftaten und Steuerordnungswid­
rigkeiten) im Sachgebiet B. 

Typische Anwendungsbeispiele des § 32 ZollVG:
Reiseverkehr: Durchschreiten des grünen Kanals mit drei 
Stangen Zigaretten (zusätzlich zur Reisefreimenge von ei­
ner Stange).
Schiffseinklarierung: KEG findet fünf Stangen Zigaretten, 
die nicht ordnungsgemäß einklariert und verschlossen 
worden sind.
Kaffee aus den Niederlanden: KEV findet zehn Pakete Kaf­
fee, die aus den Niederlanden per Pkw verbracht werden.
Zusatztanks: KEV findet im Lkw sog. Zusatztanks, die un­
versteuerten Dieselkraftstoff beinhalten.
Abrechnung ergänzender Zollanmeldungen: Präferenzpa­
piere und Codierungen werden mit ATLAS im vereinfachten 
Verfahren angemeldet, liegen jedoch gar nicht vor, was je­
doch erst bei der monatlichen Sammelabrechnung und 
Prüfung auffällt; Steuerersparnis: 200 €.

19)	 OLG Bayern v. 16.6.2003, 4 St RR 23/2003, ZfZ 2003, 282
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